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	Antrag auf Gewährung einer Zuwendung nach der Richtlinie
des Sächsischen Staatsministeriums für Umwelt und Landwirtschaft 
zur Förderung von Maßnahmen des Boden- und Grundwasserschutzes

(Förderrichtlinie Boden- und Grundwasserschutz – RL BuG/2007 vom 13. Juli 2007)
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(zuständige Landesdirektion)


	
	
	
	
	
	
	
	
	


Fördervorhabensident (wird von der Bewilligungsstelle ausgefüllt)

	
	
	
	
	
	
	
	
	


Antrags-Nr.: (wird von der Bewilligungsstelle ausgefüllt)
1 Angabe zum Antragsteller
	 FORMCHECKBOX 
 Landkreis

 FORMCHECKBOX 
 Stadt

 FORMCHECKBOX 
 Gemeinde


 FORMCHECKBOX 
 Verwaltungsgemeinschaft


 FORMCHECKBOX 
 kommunaler Zweckverband

 FORMCHECKBOX 
 KMU

 FORMCHECKBOX 
 Private - gewerblich, nicht KMU 

 FORMCHECKBOX 
 Private - nichtgewerblich


	Bezeichnung der Einrichtung oder Name, Vorname
     

	Anschrift (Straße, Hausnummer, Postfach, PLZ, Ort)

     
     


	Ansprechpartner (Name/Vorname):     
vertretungsberechtigte Person:      

	Telefon: Vorwahl/Rufnummer:      
Telefax: Vorwahl/Rufnummer:       
E-Mail:      


	Name der Bank:      
BLZ:      
Konto-Nr.:      
	Kontoinhaber:
     

	Gemeindekennziffer Ort der Durchführung der Maßnahme:

1 4      
(nach dem systematischen Schlüsselverzeichnis des statistischen Landesamtes)




2
Bezeichnung der Maßnahme
Bezeichnung der Maßnahme:      
Die Förderung wird beantragt für den Fördergegenstand:  
(Bitte zutreffendes ankreuzen)
 FORMCHECKBOX 

Investive Maßnahmen (Nummer 2.1.1 RL-BuG/2007)
 FORMCHECKBOX 

zur Stilllegung von Deponien, 
 FORMCHECKBOX 

zur Sanierung von schädlichen Bodenveränderungen einschließlich Altlasten 
 FORMCHECKBOX 

zur Sanierung von Grundwasserschäden 
 FORMCHECKBOX 

nichtinvestive Maßnahmen (Nummer 2.1.2 RL-BuG/2007)
 FORMCHECKBOX 

Erstellung kommunaler Bodenbelastungskarten
 FORMCHECKBOX 

Gutachten zur abschließenden Gefährdungsabschätzung von Verdachtsflächen und 

altlastverdächtigen Flächen
 FORMCHECKBOX 

Untersuchung von Grundwasserverunreinigungen
 FORMCHECKBOX 

nicht explizit genannte Maßnahmen
 FORMCHECKBOX 

investive Maßnahmen zur Vermeidung Flächenneuinanspruchnahme  (Nummer 2.2 RL-BuG/2007)
3 Ausgaben
Es werden  FORMCHECKBOX 
 Gesamtausgaben oder  FORMCHECKBOX 
 Ausgaben für eine Teilmaßnahme beantragt:
Soweit der Antrag Ausgaben für Baumaßnahmen beinhaltet, sind diese nach Kostengruppen gemäß DIN 276 zu untergliedern: (Bitte lfd. Nr. 1-8 nur bei investiven Baumaßnahmen ausfüllen
	lfd. Nr.
	Kostengruppe lt. DIN 276
	in EUR

	1
	100
Grundstück einschl. Grunderwerb

	     

	2
	200
Herrichten und Erschließen
	     

	3
	300
Bauwerke/Baukonstruktion
	     

	4
	400
Bauwerke/Technische Anlagen
	     

	5
	500
Außenanlagen
	     

	6
	600
Ausstattung und Kunstwerke
	     

	7
	700
Baunebenkosten
	     

	8
	Gesamtausgaben für investive Leistungen (weiter zur lfd. Nr. 10 und 11)
	     

	9
	Gesamtausgaben für nichtinvestive Leistungen 
	     

	10
	von den Gesamtausgaben entfallen auf die zur Förderung beantragte Maßnahme
	     

	11
	von den in Nummer 10 genannten Gesamtausgaben betragen die zuwendungsfähigen Ausgaben
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Zu den Ausgaben nach Nummer 3 wird folgende Zuwendung 
beantragt:
	Fördergegenstand
	zuwendungsfähige 

Ausgaben 
	Fördersatz
	beantragte Zuwendung

(Produkt Sp. 2*3)

	
	in EUR
	in %
	in EUR

	1
	2
	3
	4

	Investive Maßnahmen 
(Maßnahmen nach Nummer 2.1.1 und 2.2 der RL BuG/2007)
     
	     

	   

	     


	nichtinvestive Maßnahmen

(Maßnahmen nach Nummer 2.1.2 der RL BuG/2007)
     

	     

	   

	     


	Beantragte Zuwendung
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Finanzierung
	Lfd. Nr.
	Art
	in EUR

	1
	Zuwendung nach Nummer 4
	     

	2
	Beiträge Dritter
	     

	3
	Darlehen/Kredite
	     

	4
	übrige Eigenmittel
	     

	Gesamtfinanzierung
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Zeitliche Inanspruchnahme der Zuwendung
Von den Ausgaben fallen voraussichtlich an:
	Zeitraum


	Ausgaben
	davon zuwendungsfähige 

Ausgaben

	
	in EUR
	in EUR

	In den Vorjahren
	     
	     

	Im laufenden Jahr 20  
	     
	     

	20  
	     
	     

	20  
	     
	     

	20   und folgende Jahre
	     
	     


7
für Baumaßnahmen

	Vorgesehener Baubeginn (MM.JJJJ):


     
Vorgesehene Fertigstellung (MM.JJJJ):
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ergänzende Antragsunterlagen
(Bitte zutreffendes ankreuzen!)
Die nachfolgenden Antragsunterlagen gemäß Nummer 7.2 RL-BuG/2007 sind Bestandteil des Antrages und als Unterlagen beigefügt: 
 FORMCHECKBOX 

Gesamtkonzeption für die technische Lösung,
 FORMCHECKBOX 

Kostenangebote, Wirtschaftlichkeits- oder Variantenvergleichuntersuchungen, 

 FORMCHECKBOX 

gemeindewirtschaftliche Stellungnahme der Rechtsaufsichtsbehörde,
 FORMCHECKBOX 

verbindliche Erklärung bzw. Kostenbeteiligung Dritter

 FORMCHECKBOX 

erforderliche Genehmigungen u. a.,
 FORMCHECKBOX 

Darlegung über die vorbildliche Einhaltung der Ziele der Abfallwirtschaft und des Bodenschutzes,
 FORMCHECKBOX 

Einschätzung und Auswirkung der Maßnahme,
 FORMCHECKBOX 

Angaben zum Zuwendungsempfänger zur Einordnung als KMU,
 FORMCHECKBOX 

Erklärung über bereits erhaltene bzw. beantragte De-minimis-Beihilfen (Formular)
9
Erklärungen und Verpflichtungen
Allgemeine Erklärung
Mir ist bekannt, dass

-
die Erhebung der Angaben dieses Antrages auf den §§ 23 und 44 der Sächsischen Haushaltsordnung (SäHO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SächsGVBl. S. 153), die zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 13. Dezember 2002 (SächsGVBl. S. 333, 352) geändert worden ist, und der Verwaltungsvorschrift des Sächsischen Staatsministeriums der Finanzen zu §§ 23 und 44 der zur Sächsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 (VwV-SäHO, SächsABl. SDr. S. 225), geändert durch Verwaltungsvorschrift vom 28. Dezember 2006 (SächsABl. 2007 S. 180) beruht, die Kenntnis der erbetenen Angaben der Überprüfung der Voraussetzungen für eine Zuschussgewährung dient und dass eine Berücksichtigung nur möglich ist, wenn die Angaben in diesem Antragsvordruck enthalten sind;

-
von der zuständigen Behörde weitere Unterlagen, die zur Beurteilung der Erfüllung der Zuwendungsvoraussetzungen sowie zur Feststellung der Höhe der Zuwendung erforderlich sind oder zum späteren Nachweis, dass die Zuwendungsvoraussetzungen eingehalten werden, angefordert werden können;
-
nach Nr. 4.9.3. der Richtlinie RL-BUG/2007 Zuwendungen an Personen des privaten Rechts insbesondere keinesfalls über dem Betrag liegen dürfen, der sich aus den Kosten der Sanierungsarbeiten abzüglich der Wertsteigerung des Grundstückes (infolge der geförderten Sanierung) ergibt und dass zum Nachweis hierzu bis spätestens zum Verwendungsnachweisverfahren ein Gutachten eines unabhängigen Dritten vorzulegen ist, aus dem sich die Wertveränderung des Grundstückes ergibt,
-
die Einhaltung der eingegangenen Verpflichtungen sowie die Angaben im und zum Antrag auch an Ort und Stelle durch die zuständigen Behörden von Land, Bund und EU sowie die entsprechenden Rechnungshöfe kontrolliert werden können;

-
ein Verstoß gegen die Zuwendungsvoraussetzungen der Richtlinie RL-BUG/2007 zu einer Aufhebung des Zuwendungsbescheides und zu einer Rückforderung einschl. Verzinsung bereits gewährter Zuwendungen führen kann.
Erklärung zum Beginn der Durchführung des Projekts

Wird mit der Durchführung des Projekts (Vergabe von Aufträgen) vor der Zustellung des Zuwendungsbescheides begonnen, so gilt das Projekt als förderschädlich begonnen und die Ausgaben können nicht mehr als zuwendungsfähig anerkannt werden. 

Förderunschädlich können Planungsleistungen, Baugrunduntersuchungen sowie das Herrichten des Grundstücks bereits vor Antragstellung finanziert worden sein, jedoch nicht vor dem 01.Juli 2008 bei Maßnahmen nach Nr. 2.2 der RL BuG/2007 und nicht vor dem 31.März 2010 für EFRE-finanzierte Maßnahmen. Ein Beginn ohne vorherige Zustimmung der Bewilligungsstelle führt zur Ablehnung des Förderantrages bzw. zur Aufhebung des Zuwendungsbescheides.

 FORMCHECKBOX 

Ich erkläre, dass mit der Durchführung des Projekts (Vergabe von Aufträgen) noch nicht begonnen worden ist.

In begründeten Ausnahmefällen kann die Bewilligungsstelle zustimmen, dass mit der Ausführung der Maßnahmen bereits vor der Bewilligung begonnen wird. Aus der Zustimmung zum vorzeitigen Beginn kann jedoch kein Rechtsanspruch auf Förderung abgeleitet werden.
 FORMCHECKBOX 

Ich beantrage die Zustimmung zum vorzeitigen förderunschädlichen Vorhabensbeginn und trage das Finanzierungsrisiko.
Subventionserheblichen Tatsachen
Ich erkläre, dass 

(Bitte zutreffendes ankreuzen)

a)  FORMCHECKBOX 

die zur Förderung beantragte Investition weder bei ihm noch bei einem von ihm beauf​tragten Dritten im Zusammenhang mit umsatz​steuerpflichtigen Ausgangsumsätzen steht, die zum Vorsteuerabzug berechtigen,

oder
b)  FORMCHECKBOX 
 
die zur Förderung beantragte Investition bei ihm oder bei einem von ihm beauftragten Drit​ten im Zusammenhang mit umsatzsteuer​pflichtigen Ausgangsumsätzen steht, die zum Vorsteuerabzug berechtigen.

Mir ist bekannt, dass
-
alle Angaben im Antrag und die Angaben in den mit dem Antrag eingereichten Unterlagen – subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 2 des Gesetzes gegen missbräuchliche Inanspruchnahme von Subventionen (Subventionsgesetz) vom 29. Juli 1997 (BGBl. I S. 2037) sind;

-
ich nach § 3 Abs. 1 des Subventionsgesetzes verpflichtet bin, der zuständigen Behörde unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, der Weitergewährung, der Inanspruchnahme oder dem Belassen der Fördermittel entgegenstehen oder für die Rückforderung der Leistung erheblich sind;

-
falsche, unvollständige oder unterlassene Angaben zur Strafverfolgung führen können;

-
die Zuwendungen bei falschen, unvollständigen oder unterlassenen Angaben oder bei Nichterfüllung oder nicht rechtzeitiger Erfüllung oder Einhaltung der Bedingungen und Auflagen bzw. der übernommenen Verpflichtungen zurückgefordert werden können;
-
die zuständige Behörde verpflichtet ist, Tatsachen, die den Verdacht eines Subventionsbetruges begründen, der Strafverfolgungsbehörde mitzuteilen;
-
wegen Subventionsbetruges gemäß § 264 Strafgesetzbuch bestraft wird, wer über subventionserhebliche Tatsachen unrichtige, für ihn vorteilhafte Angaben macht oder den Subventionsgeber über subventionserhebliche Tatsachen in Unkenntnis lässt. Subventionserhebliche Tatsachen im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches i. V. m. § 2 des Subventionsgesetzes sind alle die in meinem Antrag einschließlich den beigefügten Formblättern genannten Tatsachen sowie Sachverhalte, die durch Scheingeschäfte und Scheinhandlungen von denen die Bewilligung oder Gewährung, die Rückforderung, Weitergewährung oder das Belassen der beantragten Fördermittel nach Verwaltungsverfahrensrecht, EG-Recht oder anderen Rechtsvorschriften abhängig sind. 

Erklärung zum Datenschutz: (Einwilligung des Antragstellers zum Datenschutz nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 SächsDSG und Hinweis nach § 4 Abs. 1 SächsFöDaG)
Ich bin damit einverstanden, dass
-
meine personenbezogenen Daten zum Zweck der Antragsbearbeitung in einer automatisierten Datenverar​beitung verarbeitet und gespeichert werden und von Behörden der Verwaltung der Länder, des Bundes, vom Statistischen Landesamt im Rahmen des Statistikgesetzes sowie von den Europäischen Gemeinschaften zur Erstellung von Statistiken und zu anonymen Auswertungen verwendet werden können;
-
die mit meinen gegebenenfalls gestellten Einzelanträgen erhobenen Daten mit den Angaben dieses Antrages verglichen und zu Kontrollzwecken in das Prüfverfahren bei der Antragstellung einbezogen werden.

Mir ist bekannt, dass
-
eine Verpflichtung aufgrund einer Rechtsvorschrift zur Angabe der Daten in dem Antrag nicht besteht, die erfragten Daten jedoch zu Kontrollzwecken für die Feststellung der Zuwendungsansprüche sowie deren Auszahlung erforderlich sind.
-
soweit es zur Aufgabenerfüllung nach dem Gesetz über Fördermitteldatenbanken im Freistaat Sachsen (SächsFöDaG) vom 10. Juni 1999, SächsGVBl S. 273 erforderlich ist - meine personenbezogenen Daten durch die Sächsische Staatskanzlei oder ein Sächsisches Staatsministerium nach § 4 Abs. 1 SächsFöDaG auch ohne mein Einverständnis verarbeitet werden können.

Ich habe von den Bestimmungen der Förderrichtlinie Boden- und Grundwasserschutz – RL BuG/2007, insbesondere den Zuwendungsvoraussetzungen und Verpflichtungen Kenntnis genommen und verpflichte mich:
-
zu deren Einhaltung,

-
jede Abweichung von Angaben im Antrag – auch Fälle höherer Gewalt während der Dauer der von mir eingegangenen Verpflichtungen innerhalb von 10 Werktagen der Bewilligungsbehörde schriftlich mitzuteilen,

-
dem Kontrollpersonal das Betretungsrecht und eine angemessene Verweildauer auf dem Grundstück bzw. Grundstücken einzuräumen und

-
alle Unterlagen, Aufzeichnungen, Belege für die Dauer der Zweckbindungsfrist entsprechend Nummer 6.10 der RL BuG/2007 aufzubewahren.
Einverständniserklärung zur Transparenzinitiative der EU 
:

Nach EU-Recht1) sind die jeweils zuständigen Verwaltungsbehörden des Freistaates Sachsen verpflichtet, im Interesse einer verbesserten Transparenz über alle gewährten Zuwendungen mindestens einmal jährlich ein Verzeichnis zu veröffentlichen, das Auskunft über die einzelnen Begünstigten, die geförderten Vorhaben bzw. Maßnahmen, für die Zuwendungen gewährt wurden, sowie die Höhe der jeweils bereitgestellten öffentlichen Mittel gibt.

Mit der Annahme der Finanzierung erklären Sie zugleich Ihr Einverständnis zur Aufnahme der vorgenannten Angaben in das Verzeichnis. Eine Zuwendung aus EU-Mitteln kann nur bei Veröffentlichung der vorgenannten Angaben erfolgen.

Ich bestätige, dass die von mir gemachten Angaben richtig und vollständig sind.

	Ort, Datum
	
	Unterschrift Antragsteller(in)


	Bearbeitungsvermerk der Bewilligungsbehörde

	1.
Antrag ist sachlich und rechnerisch richtig

Datum/Signum


	2.
Die Antragsdaten wurden vollständig und richtig im Fördermittelverwaltungsprogramm erfasst.
Datum/Signum

	

	

	3.
Die Voraussetzungen für die Gewährung einer Zuwendung liegen vor.

Datum/Signum

	


� zuwendungsfähig bis maximal 10 Prozent der gesamten zuwendungsfähigen Ausgaben (lfd. Nr. 11)


� Für eine Förderung mit Mitteln des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) ist folgende Rechtsgrundlage maßgeblich: Art. 6, 7 Abs. 2 Buchstabe d der VO (EG) Nr. 1828/2006 des Rates mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsionsfonds und der VO (EG) Nr. 1080/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung in der jeweils geltenden Fassung;








